
STAATLICHE BEIHILFE

Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag zur Beihilfe
C 49/2000 (ex NN 24/99) � Spanien � zugunsten von Santana Motor

(2000/C 328/04)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Mit Schreiben vom 22. August 2000, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt ist,
hat die Kommission Spanien ihren Beschluss mitgeteilt, wegen der vorerwähnten Beihilfe das Verfahren
nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten.

Die Kommission fordert alle Beteiligten zu der Beihilfe, derentwegen die Kommission das Verfahren
einleitet zur Stellungnahme innerhalb eines Monats nach dieser Veröffentlichung an folgende Anschrift auf:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Direktion H-1
Rue de la Loi/Wetstraat 200
B-1049 Brüssel
Fax (32-2) 296 95 79

Alle Stellungnahmen werden Spanien übermittelt. Jeder, der eine Stellungnahme abgibt, kann unter An-
gaben von Gründen schriftlich beantragen, dass seine Identität nicht bekanntgegeben wird.

ZUSAMMENFASSUNG

1. Hintergrund

1998 arbeitete die öffentliche Unternehmensgruppe Santana,
die im Kraftfahrzeugsektor hauptsächlich über die beiden Töch-
ter Santana Motor SA und Santana Motor Andalucía SL tätig
ist, eine Geschäftsstrategie für die Jahre 1998�2006 aus. Ge-
plant ist die Markteinführung diverser Fahrzeugmodelle bzw.
Modellversionen: Das Design der Suzuki-Fahrzeuge mit Allrad-
antrieb soll verbessert und das Angebot durch neue Versionen
erweitert werden. Außerdem soll die Produktion des YP 8 �
Jimny anlaufen. Daneben sind weitere von Suzuki unabhängige
Projekte geplant: der PS 10, ein robustes Fahrzeug mit Allrad-
antrieb, das auf den alten Santana-Geländewagen zurückgeht,
und � unter Lizenz von (. . .) (*) � der Bau eines Kleinstautos
(Quadricycle) unter dem Namen Stella. Ausgebaut werden sol-
len auch die Geschäftsbeziehungen zur Zulieferbranche. Die
enge Zusammenarbeit mit Suzuki soll auf den Import und
den Vertrieb der Modelle Swift, Alto, Wagon R und Baleno
ausgeweitet werden.

Im Rahmen dieser allgemeinen Unternehmensstrategie sind
eine Reihe von Investitionen vorgesehen. Für die umfang-
reichste Investition, den sogenannten Plan 15 000, sind haupt-
sächlich für die Jahre 1998�2002 Mittel von insgesamt
13,336 Mrd. ESP veranschlagt. Weitere 3,5 Mrd. ESP sollen
von 2003�2006 für die Neugestaltung der Fahrzeugmodelle
aufgewendet werden. Eine Kapazitätssteigerung ist damit nicht
verbunden. Das Unternehmen ist in einem Fördergebiet im
Sinne von Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a) EG-Vertrag ange-
siedelt, in dem eine Beihilfehöchstgrenze von 50 % NS˜ gilt.

Die neue Geschäftsstrategie soll zum einen durch Regionalbei-
hilfen und zum anderen durch eine Kapitalzuführung des ein-
zigen Aktionärs Soprea, einer Tochtergesellschaft des Instituto
de Fomento de Andalucía (IFA), finanziert werden.

Die Regionalbeihilfe soll im Rahmen der von der Kommission
genehmigten Beihilferegelung RØgimen de ayudas a la inversión
y a la investigación y desarrollo gewährt werden. Ursprünglich
waren Beihilfen für drei Investitionsvorhaben beantragt worden:
Plan 15 000, Entwicklung des PS 10 und Produktion des
Ð(. . .) (*)-Stella�.

Der Finanzierungsplan wies eine Beihilfeintensität von 15 %
brutto des Investitionsbetrags, was einem Beihilfebetrag von
insgesamt 2,4 Mrd. ESP entspricht. Wie Spanien allerdings in-
zwischen mitgeteilt hat, soll der Betrag auf 1,977 Mrd. ESP
gekürzt werden.

Darüber hinaus wurde Santana Motor von der Regionalregie-
rung von Andalusien eine Einzelbürgschaft für eine Kreditlinie
gewährt. Mit dieser Bürgschaft scheint eine Regionalbeihilfe in
Höhe von 57 Mio. ESP verbunden zu sein. Die Bürgschaft
wurde Santana ohne vorherige Genehmigung durch die Kom-
mission gewährt.

Der gesamte Beihilfebetrag beläuft sich nominal auf
2,034 Mrd. ESP (Gegenwartswert: 1,675 Mrd. ESP).
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Spanien ist der Auffassung, dass das Projekt Ð(. . .) (*)-Stella�
nicht den Beihilfe-Leitlinien für die Kfz-Industrie unterliegt, da
es sich um den Bau eines Quadricycles handelt. Außerdem ist
es nach Ansicht Spaniens ebenso wie das PS 10-Projekt nicht
anmeldepflichtig, weil in beiden Fällen die Anmeldeschwellen
nicht überschritten werden. Weiter wird argumentiert, dass das
Projekt ÐPlan 15 000� wegen der Verbindungen zwischen San-
tana und der Suzuki-Gruppe standortungebunden ist, da die
Investition ebensogut in Japan oder Ungarn statt in Linares
hätte getätigt werden können. Eine Kosten-Nutzen-Analyse ist
laut Spanien in diesem Fall nicht erforderlich, weil die vorgese-
hene Beihilfeintensität 20 % der geltenden Höchstgrenze
(50 % NS˜) zuzüglich eines zulässigen Zuschlags von zwei
Prozentpunkten nicht überschreitet.

Santanas Geschäftsstrategie für 1998�2006 sah zwischen
1999 und 2001 eine Kapitalzufuhr in drei gleichen Tranchen
von insgesamt 3,9 Mrd. ESP vor. Das Kapital soll ausschließ-
lich von Soprea aufgebracht werden. Das Geld kann jedoch erst
dann ausgezahlt werden, wenn die Kommission diese Kapital-
zufuhr als vereinbar mit dem Gemeinsamen Markt festgestellt
hat. Nach Ansicht Spaniens ist der Grundsatz eines marktwirt-
schaftlich handelnden Investors erfüllt.

2. Würdigung

Kapitalzufuhr

Um festzustellen, ob mit der Kapitalzufuhr eine staatliche Bei-
hilfe verbunden ist, legt die Kommission den Grundsatz des
marktwirtschaftlich handelnden Investors zugrunde. Nach die-
sem Grundsatz enthält eine Kapitalzufuhr keine staatliche Bei-
hilfe, wenn dies unter Voraussetzungen geschieht, die für einen
nach marktwirtschaftlichen Kriterien handelnden Investor an-
nehmbar sind. Nach dem derzeitigen Stand hat die Kommission
Zweifel, ob Soprea wie ein privater Investor handelt, wenn sie
ihrer Tochtergesellschaft Santana auf der Grundlage des Strate-
gieplans Kapital zuführt. Sollte sich herausstellen, dass Soprea
nicht wie ein privater Investor handelt, wäre die Kapitalzufuhr
als staatliche Beihilfe im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-
Vertrag anzusehen.

Zu prüfen ist ferner die Rentabilität des Vorhabens über den
ganzen Investitionszeitraum hinweg. Die Rentabilitätsanalyse
sowie die Prüfung der Stichhaltigkeit der dem Geschäftsplan
zugrunde liegenden Annahmen wird Aufschluss darüber geben,
ob sich Soprea mit der Förderung ihrer Tochtergesellschaft
Santana wie ein Investor verhält, der sich von Renditeaussich-
ten leiten lässt.

Santana wies 1999 Verluste in Höhe von 2,964 Mrd. ESP aus,
und soll der Unternehmensstrategie für 1998�2006 zufolge
erst ab 2001 wieder die Gewinnzone erreichen. Die Verluste
fielen 1999 trotz des wider Erwarten höheren Absatzvolumens
und des höheren Umsatzes wegen einer unvorhersehbaren Ver-
schlechterung des Wechselkursverhältnisses Yen/Euro höher aus
als im Strategieplan veranschlagt.

Santana geht davon aus, dass der Euro derzeit auf den Devi-
senmärkten unterbewertet ist und sich kurz- bis mittelfristig
allmählich erholen wird. Um etwaigen negativen Auswirkungen
des Euro/Yen-Wechselkursverhältnisses entgegenzuwirken, hat
das Unternehmen eine Reihe von Maßnahmen angekündigt,
die das Wechselkursrisiko begrenzen sollen. Die Kommission
hält die Entwicklung des Euro/Yen-Wechselkurses für den größ-
ten Unsicherheitsfaktor in Santanas Strategieplan. Zum jetzigen
Zeitpunkt hat die Kommission Zweifel, ob Annahmen im Stra-
tegieplan, insbesondere in Bezug auf den Euro/Yen-Wechsel-
kurs, realistisch sind und ob ein privater Investor ein solches
Risiko, auf das er keinen Einfluss hat, akzeptiert hätte.

PS 10-Projekt

Den Angaben Spaniens zufolge belaufen sich die Gesamtkosten
des Projekts auf 2,7 Mrd. ESP (16 Mio. EUR) und die geplante
Beihilfe auf 405 Mio. ESP (2,4 Mio. EUR). Die Beihilfe für
dieses Einzelprojekt wäre deshalb nicht anmeldepflichtig.

Die Kommission kann nach dem derzeitigen Stand nicht aus-
schließen, dass die geplante Kapitalzufuhr als staatliche Beihilfe
angesehen werden muss und dass ein Teil dieser möglichen
Beihilfe dem Projekt zugute kommt. Die Beihilfe für das Projekt
wäre daher unter Umständen als Einzelbeihilfe anmeldepflich-
tig, wenn die in den Leitlinien der Gemeinschaft festgelegten
Obergrenzen für den Nominalbetrag der Investitionskosten (Ge-
samtkosten des Vorhabens) oder den Bruttogesamtbetrag der
Beihilfe erreicht werden. In diesem Fall müsste Spanien nach
wie vor die Notwendigkeit der Beihilfe nachweisen, insbeson-
dere in Bezug auf die Mobilität des Projekts und die Verhält-
nismäßigkeit der Beihilfe.

(. . .) (*)-Stella-Projekt

Für das (. . .) (*)-Stella-Projekt, das die Herstellung eines Kleinst-
autos unter Lizenz betrifft, sind Investitionen in Höhe von
200 Mio. ESP vorgesehen. Spanien teilte mit, dass die Beihilfe
an Santana für dieses Projekt, die mit 30 Mio. ESP ver-
anschlagt wird, auf der Grundlage einer genehmigten Beihilfe-
regelung gewährt würde. Die Investitionen seien projektspezi-
fisch und könnten nicht anderweitig eingesetzt werden.

Spanien zufolge unterliegt das (. . .) (*)-Stella-Projekt nicht den
Beihilferegeln für die Kfz-Industrie, da es sich um den Bau eines
Quadricycle handelt. Für die Kommission ist noch nicht geklärt,
ob das Projekt nicht doch die Herstellung eines Kraftfahrzeugs
im Sinne des Gemeinschaftsrahmen für die Kfz-Industrie zum
Gegenstand hat.

Falls die Leitlinien für die Kfz-Industrie auf das Projekt anwend-
bar sind, wäre die Beihilfe für das Projekt unter Umständen als
Einzelbeihilfe anmeldepflichtig, wenn die in den Leitlinien der
Gemeinschaft festgelegten Obergrenzen für den Nominalbetrag
der Investitionskosten (Gesamtkosten des Vorhabens) oder den
Bruttogesamtbetrag der Beihilfe erreicht werden. Die Kommis-
sion kann nach dem derzeitigen Stand nicht ausschließen, dass
die geplante Kapitalzufuhr als staatliche Beihilfe angesehen wer-
den muss und dass ein Teil dieser möglichen Beihilfe dem
Projekt zugute kommt. In diesem Fall müsste Spanien die Not-
wendigkeit der Beihilfe nachweisen, insbesondere in Bezug auf
die Mobilität des Projekts und die Verhältnismäßigkeit der Bei-
hilfe.
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Jimny-Projekt

Die standortungebundenen Investitionskosten belaufen sich auf
9,175 Mrd. ESP (Gegenwartswert: 8,213 Mrd. ESP). Die Bei-
hilfe besteht zum einen in einer direkten Investitionsbeihilfe
in Höhe von 1,240 Mrd. ESP (Gegenwartswert) und zum an-
deren in einer Kreditbürgschaft für die Anschaffung von Sach-
anlagen für die Jimny-Montage. Die Differenz zwischen den
Kosten der staatlichen Bürgschaft und dem Martkpreis für
eine solche Bürgschaft beträgt 57 Mio. ESP (0,34 Mio. EUR)
für die Dauer des Projekts.

Insgesamt beläuft sich die Beihilfe für das Jimny-Projekt daher
auf 1,297 Mrd. ESP (Gegenwartswert).

Um die Notwendigkeit einer Regionalförderung zu belegen,
müssen die spanischen Behörden unter anderem nachweisen,
dass das Projekt standortungebunden ist, d. h. dass es wirt-
schaftlich rentable Standortalternativen für das Projekt oder
Teile des Projekts gibt. Die Kommission könnte sich bei der
Prüfung der Beihilfe an Santana auf den Standpunkt stellen,
dass es eine Unternehmensgruppe Santana-Suzuki gibt, die
der Empfänger der geplanten Regionalbeihilfe wäre.
1997�1998 prüfte Suzuki die verschiedenen Standortalterna-
tiven für das Jimny-Projekt innerhalb des Unternehmensver-
bunds Santana-Suzuki. In Frage kamen Produktionsstätten in
Japan, Ungarn und Spanien. Den Angaben der spanischen Be-
hörden lässt sich entnehmen, dass das Werk in Iwata (Japan),
das inzwischen die Jimny-Ausführung mit Verdeck produziert,
eine wirtschaftliche Standortalternative war. Die Kommission
könnte hieraus schließen, dass es sich bei dem Jimny-Projekt
um eine standortungebundene Investition handelt. Die damit
verbundenen Investitionen belaufen sich auf 9,175 Mrd. ESP.

Sonstige Projekte im Rahmen der neuen Unternehmensstrategie

Der Strategieplan sieht weitere Investition in folgenden Berei-
chen vor:

� Neugestaltung des Samurai (152 Mio. ESP),

� Neugestaltung des Vitara und Produktion einer Zwischen-
kühler-Version (451 Mio. ESP),

� Modifizierung der Motoren, um den Euro-III-Normen zu
entsprechen (400 Mio. ESP);

� diverse Tätigkeiten (158 Mio. ESP),

� Modernisierung der Fertigungsabläufe und der Produktpa-
lette (3,5 Mrd. ESP).

Der Kommission stellt sich die Frage, inwieweit diese Investi-
tionen sowie die Investitionen in die Schmiedewerkstatt
(100 Mio. ESP) als nicht standortgebunden angesehen werden
können. Unter Umständen könnte deshalb die Regionalbeihilfe
für die Durchführung dieser Investitionen in Linares nicht er-
forderlich sein.

Wenn die Intensität der geplanten Regionalbeihilfe 20 % oder
weniger der regionalen Förderhöchstgrenze für 2000�2006
ausmacht, ist den Kfz-Leitlinien zufolge eine Kosten-Nutzen-
Analyse nicht erforderlich, soweit die neuen Fördergebietskar-
ten niedrigere Höchstgrenzen vorsehen als die alten Karten.

Nach der neuen Fördergebietskarte für Spanien, die am 14.
April 2000 genehmigt worden ist, befindet sich Linares in
einem Fördergebiet nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a)
EG-Vertrag, in dem Großunternehmen normalerweise Regio-
nalbeihilfen in Höhe bis zu 50 % NS˜ in Anspruch nehmen
können. Die alte Höchstgrenze betrug 60 % NS˜. 20 % von
50 % NS˜ entsprechen einer Beihilfeintensität von 10 % NS˜.

Wie die Kommission feststellt, liegt die Intensität der für das
Jimny-Projekt und die Schmiedewerkstatt geplanten Beihilfe mit
15,8 % NS˜ über dem für die Kosten-Nutzen-Analyse erforder-
lichen Wert. Spanien muss daher die Verhältnismäßigkeit der
Beihilfe (anhand einer Kosten-Nutzen-Analyse) nachweisen.

Die Kommission kann zum jetzigen Zeitpunkt überdies nicht
ausschließen, dass die geplante Kapitalzufuhr als staatliche Bei-
hilfe zu werten ist. In diesem Fall könnte die Beihilfeintensität
noch höher ausfallen als die von Spanien notifiziert Intensität.
Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit müssten unter Umstän-
den auch bei den anderen Projekten geprüft werden.

3. Ergebnis

Die Kommission hat folglich beschlossen, wegen der zugunsten
von Santana geplanten Regionalbeihilfe zur Durchführung des
Investitionsvorhabens das Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2
EG-Vertrag einzuleiten. Spanien wird aufgefordert, innerhalb
eines Monats alle für die Prüfung dieses Falles notwendigen
Angaben vorzulegen.

Gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates
können alle rechtswidrigen Beihilfen vom Empfänger zurück-
gefordert werden.

DAS SCHREIBEN

Ð1. Procedimiento

A travØs de diversos artículos de prensa la Comisión descubrió
que la Junta de Andalucía había concedido una garantía pœblica
sobre un prØstamo bancario a Santana Motor. En consecuencia,
la Comisión envió a sus autoridades el 2 de julio, el 9 de
octubre y el 8 de diciembre de 1998 sendas cartas en las
que solicitaba información complementaria, a las que sus es-
critos de 11 de agosto y 23 de noviembre de 1998 y de 12 de
febrero de 1999 sólo respondieron parcialmente. La Comisión
pudo comprobar, sin embargo, que la garantía había sido con-
cedida en junio de 1998. Por consiguiente, se registró el expe-
diente como ayuda no notificado con la referencia NN 24/99.

DE18.11.2000 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften C 328/21



El 13 de abril de 1999, se celebró una reunión con represen-
tantes de las autoridades de su país y de Santana, en la que se
entregaron varios documentos a la Comisión, entre Østos el
plan estratØgico a medio plazo de la empresa. Éste contemplaba
un proyecto de ayudas a la inversión y una aportación de
capital por una entidad pœblica, sin que se demostrara el cum-
plimiento del principio del inversor en una economía de mer-
cado.

El 3 de mayo de 1999, la Comisión recabó mÆs información
para conocer con mayor precisión los objetivos de Santana y la
financiación pœblica que conllevaba el plan. Se realizó una
visita a Linares el 26 y el 27 de mayo de 1999, despuØs de
lo cual se celebró una reunión en Bruselas el 29 de julio de
1999, principalmente para discutir cuestiones relativas a la
ayuda regional. Por cartas fechadas el 1 de julio, 30 de julio
y 17 de noviembre de 1999 y el 4 de enero de 2000, sus
autoridades contestaron en parte a cuestiones planteadas por
la Comisión, la cual solicitó información adicional el 22 de
marzo de 2000. Sus autoridades respondieron a esta solicitud
el 17 de abril de 2000, y el 12 de mayo de 2000 se celebró
una reunión en Bruselas, despuØs de la cual se envió a la
Comisión una carta modificativa de la notificación inicial el
24 de mayo de 2000.

Por carta de 28 de julio de 2000, registrada el 31 de julio de
2000, Espaæa informó a la Comisión de su intención de eje-
cutar las medidas de ayuda en beneficio de Santana, amparÆn-
dose en el apartado 6 del artículo 4 del Reglamento (CE) no

659/1999 del Consejo.

2. Descripción de la ayuda y los proyectos

La empresa

El grupo Santana, de propiedad pœblica, opera en el sector del
automóvil fundamentalmente a travØs de dos empresas, Santana
Motor SA y Santana Motor Andalucía SL. Su volumen de ne-
gocios fue de 56 500 millones de pesetas espaæolas en 1997 y
de alrededor de 59 500 millones de pesetas espaæolas (358
millones de euros) en 1998. Santana empleaba a algo menos
de 1 700 trabajadores en 1997. El grupo vendió cerca de
38 000 vehículos en 1998: 6 000 modelos Suzuki (entre ellos,
Swift y Baleno) importados y posteriormente revendidos en los
mercados europeos. Se fabricaron en la planta de Linares (An-
dalucía) 33 000 vehículos, en su mayoría modelos 4x4 Samurai
y Vitara. Santana realiza el 60 % de sus ventas fuera de Espaæa,
especialmente en Francia, Italia y el Reino Unido (datos de
1997).

El plan estratØgico

En 1998 la empresa elaboró un plan estratØgico para el período
1998-2006, cuyos principales objetivos eran: i) permitir que
Santana se adaptara a los niveles de competitividad del sector,
ii) elaborar un programa de productos, venta y producción
ligado a un plan de inversión y de financiación coherente, iii)
diversificar las actividades de la empresa para aumentar su
independencia, iv) lograr la rentabilidad necesaria y v) encon-
trar un socio con vistas a una privatización. TambiØn se fijaban
otros objetivos, como por ejemplo la conservación de los pues-
tos de trabajo.

El plan estratØgico prevØ el lanzamiento comercial de varios
vehículos entre 1998 y 2002, la modernización de los modelos
todo terreno de Suzuki, la introducción de nuevas versiones
(por ejemplo, motores diesel) y el comienzo de la producción
del YR-8 Jimny. TambiØn contempla la puesta en marcha de
proyectos independientes de Suzuki, como el PS 10, un ro-
busto 4x4, sucesor del antiguo Santana-Land Rover, y bajo
licencia con (. . .) (*), y la fabricación de un cuatriciclo ligero
llamado Stella. Asimismo, se pretenden desarrollar las activida-
des de proveedores de componentes, como la producción de
moldes y estampados en un taller especializado.

Se mantiene una estrecha colaboración con Suzuki en la im-
portación y distribución de modelos tales como Swift, Alto,
Wagon R y Baleno.

Dentro de este marco general se han previsto diversas inver-
siones. La mÆs importante, denominada «Plan 15 000», supone
inversiones por un total de 13 336 millones de pesetas espaæo-
las, concentrados principalmente en el período 1998-2002 y
desglosadas como sigue:

(en millones de pesetas espaæolas)

Proyecto Cantidad

YR-8 Jimny 9 175

PS 10 2 700

(. . .) (*)-Stella 200

Taller de estampado 100

Modificación de modelos y motores 1 003

Varios 158

Total 13 336

(*) Secreto comercial.

Las autoridades de su país agregan que se invertirÆn otros
3 500 millones para la modernización de modelos durante el
período 2003-2006.

Estas inversiones no suponen ningœn aumento de capacidad.

Medidas de ayuda

La empresa estÆ establecida en una zona asistida en virtud de la
letra a) del apartado 3 del artículo 87 del Tratado CE, con un
mÆximo regional del 50 % de equivalente neto de subvención
(ENS), con arreglo al nuevo mapa aprobado por la Comisión el
14 de abril de 2000 para el período 2000-2006.

Para financiar el plan estratØgico de la empresa, las autoridades
de su país han previsto dos medidas: i) ayudas regionales a la
inversión y ii) una aportación de capital por parte de Soprea,
filial del Instituto de Fomento de Andalucía (IFA) y œnico ac-
cionista de la empresa.
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Ayuda regional

Se ha previsto conceder la ayuda regional a Santana al amparo
del RØgimen de ayudas a la inversión y a la investigación y
desarrollo, aprobado por la Comisión el 13 de marzo de 2000.
Las primeras solicitudes de ayuda, relativas a tres proyectos de
inversión, fueron presentadas en abril y julio de 1998: el Plan
15 000, el desarrollo del PS 10 y la producción del (. . .) (*)-Ste-
lla.

El plan de financiación del plan estratØgico indicaba una inten-
sidad de la ayuda del 15 % bruto del importe de las inversiones
previstas, es decir un importe nominal total de 2 400 millones
de pesetas espaæolas. Sin embargo, su carta del 24 de mayo de
2000 afirma que Espaæa se propone reducir ahora esa cifra a
1 977 millones.

AdemÆs, la Junta de Andalucía ha concedido una garantía pœ-
blica ad hoc a Santana Motor para una línea de crØdito utilizada
para comprar el equipamiento necesario para la producción del
Jimny. Se han cobrado 1 700 millones de pesetas espaæolas de
esta línea de crØdito, concedida a Santana en junio de 1998 por
un consorcio de bancos (1), algunos de ellos privados. Las con-
diciones generales para beneficiarse de esa línea de crØdito
fueron las siguientes:

� duración de los prØstamos: siete aæos,

� amortización en el plazo de cuatro aæos, tras un período de
gracia de tres aæos,

� tipo de interØs: MIBOR (en la fecha de cobro de los tramos
del prØstamo) + 0,175 %.

Las autoridades de su país consideran que las anteriores con-
diciones son condiciones de mercado.

Por otra parte, Santana tiene que pagar un 0,05 % trimestral
por la garantía pœblica, mientras que su Gobierno estima que el
precio de mercado de esta garantía oscila entre un 0,5 y un
0,8 % anual, teniendo en cuenta la situación financiera de San-
tana. Así pues, se ha concedido una ayuda regional de hasta 57
millones de pesetas espaæolas a Santana en relación con la
garantía pœblica sobre la línea de crØdito.

En consecuencia, el importe nominal total de la ayuda asciende
a 2 034 millones de pesetas espaæolas (valor actual (2): 1 675
millones).

Las autoridades espaæolas recuerdan determinadas condiciones
de aplicación de las Directrices comunitarias sobre ayudas es-
tatales al sector de los vehículos de motor (3). Sostienen que el
proyecto (. . .) (*)- Stella no estÆ sujeto a estas Directrices puesto
que se trata de la fabricación de un cuatriciclo ligero, y que los
proyectos PS 10 y (. . .) (*)-Stella no requieren una notificación
dado que no se rebasan los límites para la notificación esta-
blecidos en las citadas Directrices. Su Gobierno tambiØn argu-
menta detalladamente la movilidad del proyecto Plan 15 000,
especialmente alegando la existencia de un grupo de activida-
des Santana/Suzuki que, segœn se afirma, podía haber realizado

las inversiones en Japón o Hungría en lugar de Linares. Por
œltimo, observa que no se requiere en este caso un anÆlisis
coste/beneficio puesto que la intensidad de la ayuda prevista
no rebasa el 20 % del límite mÆximo regional aplicable (50 %
ENS), intensidad que podría experimentar un ajuste al alza (top
up) del 2 %, habida cuenta de que el proyecto no incrementa la
capacidad de producción del grupo Suzuki/Santana en Europa
y en los países de Europa Central y Oriental y que no afecta
negativamente a los competidores, dado que el mercado perti-
nente, que su Gobierno define como el mercado de 4×4 de
pequeæa cilindrada (hasta 2 000 cc.), no sufre un exceso de
capacidad.

Aportación de capital

El plan estratØgico de Santana para 1998-2006 prevØ una apor-
tación de capital realizada en tres tramos iguales entre 1999 y
2001 por un total de 3 900 millones de pesetas espaæolas. El
capital serÆ proporcionado íntegramente por Soprea. Se aprobó
una decisión en este sentido en la reunión de los accionistas
celebrada en diciembre de 1999. Sin embargo, el pago efectivo
de estos fondos estÆ supeditado a la evaluación previa de com-
patibilidad que ha de realizar la Comisión.

Las autoridades de su país afirman que se cumple el principio
del inversor en una economía de mercado, entre otras cosas
porque la ampliación de capital tiene por objeto permitir que
Santana realice ciertas inversiones que permitirÆn posterior-
mente a Soprea vender su participación en las mejores condi-
ciones posibles. AdemÆs, en comparación con el rendimiento
del 4 % a diez aæos de los bonos del Tesoro en Espaæa y la
remuneración media en torno a un 3 % que ofrecen las em-
presas integradas en el IBEX 35 espaæol, el plan estratØgico de
Santana supondrÆ unos dividendos a partir de 2002 de 312
millones de pesetas espaæolas anuales, esto es, el equivalente
del 8 % del capital adicional invertido en el proyecto. Por œl-
timo, seæalan que los fondos que queden disponibles al tØrmino
del plan estratØgico, derivados de los flujos de efectivo genera-
dos durante ese período, podrÆn utilizarse para hacer otras
inversiones despuØs de 2006 o para remunerar el capital in-
vertido y que, en cualquier caso, supondrÆn un valor aæadido
para los accionistas.

3. Evaluación

Aportación de capital

El Tratado establece el principio de neutralidad por lo que se
refiere al rØgimen de propiedad en los Estados miembros y el
principio de igualdad entre empresas pœblicas y privadas. En
virtud de estos principios, la acción de la Comisión no debe
penalizar ni favorecer a las empresas pœblicas, en especial,
cuando examina una operación a la luz del artículo 87 del
Tratado. Por tanto, es preciso determinar en cada caso si una
transacción entre un Estado miembro y una empresa pœblica
constituye una transacción comercial normal o si consiste total
o parcialmente en una ayuda estatal. Para poder apreciar la
existencia de ayudas estatales, la Comisión debe basar su eva-
luación en el principio del inversor en una economía de mer-
cado: segœn este principio, la aportación de capital no es cons-
titutiva de ayuda estatal si se realiza en circunstancias que
resultarían aceptables para un investor privado que opere en
condiciones de mercado normales (4).
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(1) Caja de Ahorros y Pensiones de Barcelona; Argentaria-Caja Postal y
Banco Hipotecario SA; Caja de Ahorros y Monte de Piedad de
Córdoba; Dexia, Banco Local SA; Caja Provincial de Ahorros de
JaØn.

(2) Aæo de base: 1998; tipo de descuento: 6,20 %.
(3) DO C 279 de 15.9.1997, p. 1. (4) VØase, por ejemplo, el DO C 307 de 13.11.1993, p. 3.



En su sentencia de 21 de marzo de 1991 en el asunto
C-305/89: Italia contra Comisión de las Comunidades Euro-
peas, el Tribunal de Justicia tambiØn especificó que «la conducta
de un inversor privado con la que debe compararse la inter-
vención de un inversor pœblico que persiga objetivos de polí-
tica económica no tiene que ser necesariamente la conducta de
un inversor ordinario que aporte capital con objeto de conse-
guir un beneficio a relativamente corto plazo; debe ser al me-
nos la conducta de una sociedad holding privada o de un
grupo privado de empresas que persigan objetivos de política
estructural -general o sectorial- y guiadas por perspectivas de
rentabilidad a mÆs largo plazo».

Las cuentas anuales de la empresa arrojaron un beneficio neto
de 111 millones de pesetas espaæolas en 1997 y 10 millones en
1998, aunque siguiera registrando pØrdidas de explotación
(1 448 millones en 1997 y 1 309 millones en 1998); los bene-
ficios netos de esos aæos se debieron por tanto a beneficios
extraordinarios (1 683 millones y 1 716 millones respectiva-
mente). Santana sufrió pØrdidas de 2 964 millones en 1999
y, segœn el plan estratØgico de 1998-2006, no se espera que
vuelva a ser rentable antes de 2001. La pØrdida contable de
1999 fue mayor que la prevista en el plan estratØgico (pØrdida
efectiva de 2 900 millones de pesetas espaæolas frente a una
previsión de 2 200 millones), debido a un deterioro imprevisto
en el tipo de cambio euro/yen japonØs, que supuso un encare-
cimiento de las compras realizadas en yenes de alrededor de
2 100 millones de yenes japoneses. Sin embargo, las ventas
reales han superado las previsiones del plan estratØgico. En
1999, la empresa registró un volumen de ventas superior a
lo previsto, vendiendo 42 722 vehículos, es decir, 4 124 mÆs
de los pronosticados.

La Comisión observa que Santana anticipa que el euro estÆ
actualmente subvalorado en los mercados de divisas y que se
irÆ recuperando a corto o medio plazo. AdemÆs, para contra-
rrestar cualquier posible efecto negativo del tipo de cambio
euro/yen japonØs, Santana ha anunciado una serie de medidas
con vistas a limitar el impacto del tipo de cambio. Dentro del
grupo empresarial Suzuki/Santana, por ejemplo, Suzuki ha
acordado reducir sensiblemente los precios de los componentes
vendidos en yenes japoneses. Santana tambiØn ha puesto en
marcha un nuevo plan de reducción de costas a principios
de 2000 y estÆ aplicando ahora una política mÆs activa de
compra de componentes a proveedores de la zona del euro.

La Comisión observa que la futura evolución del tipo de cam-
bio euro/yen japonØs es el mayor factor de incertidumbre del
plan estratØgico de Santana. En la fase actual cabe dudar de que
las medidas anunciadas por Santana compensen los posibles
efectos negativos del tipo de cambio, en caso de que la cotiza-
ción del euro no se recupere. Esta cuestión incide en la eva-
luación de la naturaleza de la aportación de capital.

La relación beneficio neto/recursos propios suele utilizarse para
medir la rentabilidad de una empresa. Si se consideran los
beneficios previos a la distribución, tal como se indica en el
plan estratØgico, incluidas las correcciones para tener en cuenta

las inversiones adicionales a partir de 2003, la situación de
Santana es la siguiente:

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006

BN/RP n.d. 12,3 % 27,8 % 36,8 % 31,4 % 33,5 % 29,8 %

El aæo 2000 no es significativo, ya que el capital de los accio-
nistas (excluyendo el prØstamo en forma de participación en el
capital concedido por el ICO) sigue siendo muy limitado a la
espera que concluya el proceso de ampliación de capital.

La rentabilidad del proyecto debe estudiarse a lo largo de todo
el período de inversión. Este anÆlisis junto con la evaluación de
la verosimilitud de las hipótesis que sustentan el plan empre-
sarial determinarÆn si Soprea estÆ actuando como un inversor
guiado por perspectivas de rentabilidad al aplicar la política de
desarrollo de su filial Santana.

Por todo lo anterior, la Comisión duda de que las hipótesis del
plan estratØgico sean realistas, especialmente las referidas a los
tipos de cambio euro/yen japonØs, y de que un inversor pri-
vado aceptara un riesgo sobre el que no pudiera incidir de
forma directa como es este. Si al suscribir la aportación de
capital en favor de su filial Santana, sobre la base del plan
estratØgico de la empresa, Soprea no estuviera actuando
como un inversor privado, la aportación de capital en cuestión
constituiría una ayuda estatal a efectos del apartado 1 del
artículo 87 y no una medida general.

Ayuda regional

Segœn el apartado 1 del artículo 87 del Tratado CE, serÆn
incompatibles con el mercado comœn, en la medida en que
afecten a los intercambios comerciales entre Estados miembros,
las ayudas otorgadas por los Estados o mediante fondos esta-
tales, bajo cualquier forma, que falseen o amenazan falsear la
competencia, favoreciendo a determinadas empresas o produc-
ciones. De conformidad con la jurisprudencia establecida del
Tribunal de Justicia, se cumple el criterio de que el comercio se
ve afectado si la empresa beneficiaria lleva a cabo una actividad
económica que implique el comercio entre Estados miembros.

La Comisión observa que la ayuda notificada se concede con
cargo a recursos del Estado a una empresa concreta a la que se
favorece reduciendo los costes que normalmente tendría que
soportar para llevar a cabo el proyecto notificado. AdemÆs, el
beneficiario de la ayuda, Santana Motor, es una empresa que
fabrica y comercializa automóviles, actividad económica que
genera comercio entre Estados miembros. Por lo tanto, la ayuda
entra dento del Æmbito de aplicación del apartado 1 del artículo
87 del Tratado CE.

Santana Motor estÆ presente en el sector de los vehículos de
motor. Por consiguiente, la ayuda se evaluarÆ a la luz de las
Directrices comunitarias sobre ayudas estatales al sector de los
vehículos de motor (5).
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(5) DO C 279 de 15.9.1997, p. 1.



Las medidas en forma de ayuda a la inversión y de garantía
pœblica concedidas a Santana constituyen una ayuda estatal a
efectos del apartado 1 del artículo 87 del Tratado. En efecto,
sería financiada por el Estado o con fondos estatales. AdemÆs,
al representar una parte significativa de la financiación del
proyecto, las medidas amenazan con falsear la competencia
dentro la Comunidad, favoreciendo a Santana frente a otras
empresas que no reciben ayudas. Por œltimo, el mercado de
vehículos de motor y cuatriciclos se caracteriza por un gran
volumen de intercambios entre Estados miembros. La Comisión
debe evaluar la ayuda teniendo en cuenta sus efectos. La infor-
mación recibida de su Gobierno pone de manifiesto que la
garantía pœblica se concedió para respaldar un prØstamo ban-
cario destinado a financiar inversiones vinculadas a la produc-
ción del modelo Jimny. Por su naturaleza, la garantía pœblica
debe analizarse como una ayuda de finalidad regional.

MØtodo de evaluación

En el apartado 2 del artículo 87 se especifican algunas formas
de ayudas compatibles con el Tratado, pero, habida cuenta de
la naturaleza y el objetivo de la ayuda, así como de la locali-
zación geogrÆfica de las inversiones, dichas disposiciones no
son aplicables al proyecto en cuestión. El apartado 3 del mismo
artículo enumera las ayudas que pueden considerarse compati-
bles con el mercado comœn. La compatibilidad debe apreciarse
en el contexto de la Comunidad en su conjunto y no en un
contexto puramente nacional. Con el fin de preservar el buen
funcionamiento del mercado comœn y respetando el principio
enunciado en la letra g) del artículo 3 del Tratado, las excep-
ciones a que se refiere el apartado 3 del artículo 87 deben
interpretarse de manera restrictiva. Por lo que se refiere a las
excepciones contempladas en las letras b) y d) del apartado 3
del artículo 87, la ayuda en cuestión no se destina manifiesta-
mente a un proyecto de interØs comœn europeo ni a un pro-
yecto susceptible de remediar una grave perturbación de la
economía espaæola; ni se destina tampoco a fomentar la cultura
o conservar el patrimonio. En cuanto a las excepciones a que
se refieren las letras a) y c) del apartado 3 del artículo 87, la
Comisión observa que Linares estÆ situada en una región asis-
tida en virtud de la letra a) de dicho apartado.

Para determinar si las medidas de ayuda regional propuestas
son compatibles con el mercado comœn, en virtud de las ex-
cepciones a que se refieren las letras a) o c) del apartado 3 del
artículo 87 del Tratado, la Comisión deberÆ comprobar, por
consiguiente, si se cumplen las condiciones previstas en las
Directrices comunitarias sobre ayudas estatales al sector de
los vehículos de motor.

La Comisión comprueba en primer lugar si se puede conceder
la ayuda regional. Para ello examina en particular si, de acuerdo
con el Derecho comunitario, la región interesada puede recibir
ayudas y si el inversor tiene la posibilidad de elegir una ubi-
cación alternativa para su proyecto con el fin de demostrar la
necesidad de la ayuda, especialmente en función de la movili-
dad del proyecto.

La Comisión comprueba la admisibilidad de los costes previstos
para los elementos móviles del proyecto.

La Comisión controla a continuación que la medida de ayuda
prevista corresponda al tipo de problema regional que le in-

cumbe contribuir a solucionar. Para ello, suele realizar un anÆ-
lisis coste-beneficio, excepto cuando la intensidad de la ayuda
prevista es muy baja.

Por œltimo, se examina la cuestión de los complementos de
ayuda (top-up), que consisten en un aumento de la intensidad
de la ayuda como incentivo suplementario para el inversor a
invertir en la región interesada. Estos complementos se autori-
zan salvo si la inversión aumenta los problemas de capacidad
que afectan al sector del automóvil.

La suma de los importes determinados en las dos œltimas fases
del cÆlculo corresponde al importe total de ayuda que la Co-
misión puede autorizar dentro del límite mÆximo regional.

El Gobierno espaæol y Santana conocen perfectamente este
procedimiento. Por otra parte, las cuestiones de metodología
que se plantearon con motivo de los encuentros con las auto-
ridades espaæolas junto con los representantes de Santana fue-
ron respondidas por el Director General de Competencia de la
Comisión.

La Comisión evaluarÆ la compatibilidad de la ayuda regional
con el mercado comœn de cada uno de los proyectos de inver-
sión.

Proyecto PS 10

El PS 10 es un vehículo de motor a efectos de las Directrices
comunitarias. Tras un examen exhaustivo de los datos facilita-
dos por sus autoridades y una visita de la planta, la Comisión
considera que las inversiones para la fabricación del PS 10 son
independientes de las demÆs inversiones contempladas en el
plan estratØgico.

Las Directrices comunitarias establecen los umbrales siguientes
para la notificación de ayudas conforme a un rØgimen autori-
zado:

� importe nominal del proyecto de inversión [coste total del
proyecto (6)]: 50 millones de euros,

o

� importe bruto total de ayudas al proyecto (7), ya sean ayu-
das estatales o ayudas procedentes de instrumentos comu-
nitarios (Fondos Estructurales y programas marco), inde-
pendientemente de la forma y objetivo de la medida: 5
millones de euros.
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(6) El coste total del proyecto se define como el importe total de los
gastos efectuados por una empresa para adquirir nuevos inmovili-
zados materiales e inmateriales que se amortizarÆn durante su vida
œtil o se arrendarÆn. Por lo tanto, este coste es igual al importe del
capital invertido en el proyecto. El coste del proyecto puede ser
diferente del coste subvencionable mediante ayudas estatales [vØase
la letra b) del punto 3.2].

(7) El importe bruto total de las ayudas se obtiene sumando las sub-
venciones y los equivalentes de subvención de las ayudas previstas;
si Østas se conceden libres de impuestos, se transformarÆn en equi-
valente bruto teniendo en cuenta la repercusión fiscal, siempre que
sea posible.



Sus autoridades han declarado que el coste total del proyecto es
de 2 700 millones pesetas espaæolas (16 millones de euros), y
que la ayuda prevista asciende a 405 millones de pesetas es-
paæolas (8) (2,4 millones de euros). Por tanto, el proyecto por sí
solo no sería de notificación obligatoria.

En este momento, la Comisión no puede excluir que la inyec-
ción de capital prevista deba considerarse ayuda estatal y que
parte de dicha posible ayuda se destine al proyecto. Por consi-
guiente, el proyecto por sí solo podría ser de notificación obli-
gatoria en caso de que se alcanzaran los umbrales establecidos
en las Directrices comunitarias por lo que respecta al importe
nominal del proyecto de inversión (coste total del proyecto) o
al importe bruto total de ayudas al proyecto. En tal caso,
Espaæa debería aœn demostrar la necesidad de la ayuda, con
especial referencia a la movilidad del proyecto y a la propor-
cionalidad de la ayuda.

Proyecto (. . .) (*)-Stella

El proyecto (. . .) (*)-Stella supone una inversión de 200 millo-
nes de pesetas espaæolas y se refiere a la producción bajo
licencia de un cuatriciclo ligero. Sus autoridades anunciaron
que las ayudas concedidas a Santana para el proyecto
(. . .) (*)-Stella, calculadas en 30 millones de pesetas espaæo-
las (9), se concederían conforme a un rØgimen autorizado.

Las inversiones necesarias son específicas y no pueden desti-
narse a otros fines.

Sus autoridades sostienen que le proyecto (. . .) (*)-Stella no estÆ
sujeto a las Directrices sobre vehículos de motor por consistir
en la fabricación de un cuatriciclo ligero. La Comisión tiene
dudas sobre si el proyecto consiste en la fabricación de un
vehículo de motor en el sentido de las Directrices.

Si las Directrices son aplicables al proyecto, Øste podría ser por
sí solo de declaración obligatoria en caso de que se alcanzaran
los umbrales establecidos en las Directrices comunitarias por lo
que respecta al importe nominal del proyecto de inversión
(coste total del proyecto) o al importe bruto total de ayudas
al proyecto. En este momento, la Comisión no puede excluir
que la inyección de capital prevista deba considerarse ayuda
estatal y que parte de dicha posible ayuda se destine al pro-
yecto. En tal caso, Espaæa debería aœn demostrar la necesidad
de la ayuda, con especial referencia a la movilidad del proyecto
y a la proporcionalidad de la ayuda.

El proyecto Jimny

Los costes de inversión móvil ascienden a 9 175 millones de
pesetas espaæolas (valor actual: 8 213 millones de pesetas es-
paæolas) y la ayuda consiste, en primer lugar, en ayudas a la
inversión directa por importe del 1 240 millones de pesetas
espaæolas (valor actual).

En segundo lugar, existe ayuda estatal en la garantía de prØs-
tamo, que permitió la compra de equipo de producción para la
cadena de montaje del Jimny. Dado el riesgo que Santana

representaba para los bancos prestatarios y el hecho de que la
empresa obtuvo otras líneas de crØdito por importes conside-
rables en condiciones similares a las del prØstamo respaldado
por la garantía pœblica, la Comisión considera que Santana
podría haber negociado este prØstamo en condiciones de tipos
de interØs similares aun sin garantía pœblica. De comœn
acuerdo con su Gobierno, la Comisión calcula que el coste
de mercado de una garantía idØntica a la concedida por sus
autoridades a Santana varía entre un 0,5 y un 0,8 % anual,
mientras que el precio facturado a Santana es de tan sólo el
0,05 % trimestral. De este modo, la diferencia entre el coste de
la garantía pœblica y el precio de mercado de una garantía
idØntica asciende a un mÆximo de 57 millones de pesetas
espaæolas (0,34 millones de euros) para la duración del pro-
yecto. Los datos adicionales facilitados en su carta del 22 de
diciembre de 1999 en nada afectan a esta evaluación, mÆxime
dado que los ejemplos citados se refieren a prØstamos contraí-
dos en julio y septiembre de 1999, es decir, mÆs de un aæo
despuØs de obtenerse la garantía pœblica. La Comisión debe
evaluar la ayuda segœn las condiciones específicas obtenidas
en el momento de su concesión.

Así pues, las ayudas para el proyecto Jimny ascienden a un
total de 1 297 millones de pesetas espaæolas (valor actual). Se
destinan a una empresa de fabricación y montaje de vehículos
de motor, y deben, por tanto, examinarse segœn las Directrices
comunitarias sobre ayudas estatales al sector de los vehículos
de motor.

Esta ayuda debiera haberse notificado a la Comisión de confor-
midad con el apartado 3 del artículo 88 del Tratado. La garan-
tía pœblica de prØstamo se concedió a Santana en junio de
1998, sin previa autorización por la Comisión. En consecuen-
cia, todas las ayudas regionales de que se trata deben conside-
rarse ilegales.

Necesidad de las ayudas y de las inversiones subvencionables

Para demostrar la necesidad de las ayudas regionales, las auto-
ridades espaæolas deben demostrar, entre otras cosas, que el
proyecto es móvil, es decir, que existe una ubicación alternativa
económicamente viable para el proyecto o partes del mismo. Si
no existe dentro del grupo ningœn otro emplazamiento indus-
trial, nuevo o ya existente, que pueda recibir la inversión pro-
puesta, la empresa se verÆ obligada a llevar a cabo su proyecto
en la œnica planta disponible, aun en ausencia de ayudas. El
inversor puede demostrar la movilidad por medio de los estu-
dios que haya realizado con vistas a adoptar la decisión final
sobre la ubicación del proyecto. El emplazamiento alternativo
no debe necesariamente estar situado en la Comunidad; sin
embargo, la Comisión observa que se trata de una opción
viable, mÆxime habida cuenta de los mercados de referencia.

Las ayudas regionales destinadas a la modernización y la racio-
nalización, que, por lo general, no son móviles, no estÆn au-
torizadas en el sector de los vehículos de motor. Sin embargo,
una transformación que suponga un cambio radical de las
estructuras de producción de la planta ya existente, por ejem-
plo en relación con el lanzamiento de un nuevo proyecto,
podría ser elegible para ayudas regionales.
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(8) O el 15 % de una inversión de 2 700 millones de de pesetas es-
paæolas.

(9) O el 15 % de una inversión de 200 millones de pesetas espaæolas.



Si bien la situación de Santana no es œnica, determinadas ca-
racterísticas la diferencian de otros fabricantes de vehículos de
motor; en particular, el hecho de que la empresa posea una
sola fÆbrica de montaje, situada en Linares. Esta circunstancia
hace preciso un anÆlisis detallado de la movilidad del proyecto,
estipulada en las Directrices comunitarias.

En este caso, la Comisión ha estudiado si existe un grupo
empresarial que integre a Santana y Suzuki y sea beneficiario
de las ayudas regionales previstas.

A este respecto, la historia de las relaciones entre Suzuki Motor
CO y Santana SA presenta una serie de aspectos de interØs. En
1982, Suzuki Motor CO y Santana firmaron un contrato de
licencia para la fabricación exclusiva de vehículos de tracción a
cuatro ruedas Suzuki y para la distribución del modelo licen-
ciado y de otros modelos fabricados por la propia Suzuki. El
contrato contemplaba ademÆs la progresiva integración de San-
tana en el sistema de producción de Suzuki. Los empleados de
Suzuki fueron incorporÆndose gradualmente a puestos en San-
tana, segœn el modelo de las sociedades integradas en el grupo
Suzuki.

En 1993, Suzuki Motor CO incrementó su participación en el
capital de Santana hasta un 83,7 %, lo que reflejaba la integra-
ción ya formal de Santana en el grupo Suzuki. Al mismo
tiempo, Suzuki se hacía cargo de la gestión de la fÆbrica de
recambios de Santana en Manzanares (posteriormente denomi-
nada Suzuki Manufacturing Spain SA).

La decisión de Suzuki de vender sus acciones en Santana a
consecuencia de las dificultades sufridas por esta œltima en
1993-1994 no supuso un distanciamiento de Santana del grupo
Suzuki, sino el restablecimiento de la situación anterior a 1991,
en la cual la participación tecnológica e industrial de Suzuki
era fundamental. Así, en 1994 se firmó un segundo contrato de
licencia de cinco aæos de vigencia. Las principales condiciones
de este contrato eran las siguientes: concesión a Santana del
derecho exclusivo de fabricar modelos Suzuki en Europa y del
derecho no exclusivo de vender y distribuir los modelos Samu-
rai y Vitara en coordinación con Suzuki; obligación de ofrecer
las mismas garantías posventa que Suzuki y de comercializar
los productos bajo la marca de Suzuki; creación de controles de
calidad homogØneos; intercambios de personal; comitØs tØcni-
cos y comerciales conjuntos y establecimiento de volœmenes de
producción mínimos. De esta manera, Suzuki ejercía una im-
portante influencia en los precios a los que se vendían los
productos.

En 1995, Santana y Suzuki crean un sistema de distribución
conjunta de sus productos en Europa del Este, presentÆndose
en el mercado como una œnica entidad. El contrato para el
suministro de diversas piezas y componentes celebrado entre
Santana y Suzuki Manufacturing Spain SA esuna prueba mÆs
de la estrecha colaboración entre ambas empresas.

En 1999 Suzuki y Santana renovaron el contrato de licencia
hasta 2006 y aæadieron una licencia exclusiva para la fabrica-
ción de al menos dos versiones del nuevo modelo de Suzuki, el
YR-8 Jimny. Asimismo, el contrato amplía las competencias de
los comitØs de trabajo conjuntos tØcnicos y comerciales, con-
firma el papel de Suzuki en la política de exportación de los
productos de Santana y renueva el contrato de suministro con
Suzuki Manufacturing Spain SA.

Por œltimo, en sus propios documentos publicitarios (10), Su-
zuki y Santana se presentan como unidad empresarial. La re-
vista de la asociación de productores de automóviles de Japón
(JAPA Inc.) incluye a Santana entre las actividades de produc-
ción de Suzuki en Europa.

La Comisión concluye que las dos empresas se presentan en el
mercado como entidad œnica y que han establecido relaciones
estructurales sólidas y duraderas, en particular mediante el in-
tercambio sistemÆtico de productos, cierto grado de interde-
pendencia en cuanto a precios y condiciones de venta en sus
relaciones en la red de distribuidores y estrategias comerciales
conjuntas. El contrato de licencia concluido entre las partes
para producir los vehículos objeto de la inversión formaliza
la cooperación activa entre Suzuki y Santana.

Por tanto, al evaluar la ayuda concedida a Santana, la Comisión
podría considerar que existe un grupo de empresas Santana-
Suzuki, que sería beneficiario de las ayudas regionales previstas.

A continuación, la Comisión evaluaría la movilidad del pro-
yecto de inversión o de partes específicas del mismo para el
grupo Santana-Suzuki.

En 1997-1998, el grupo Suzuki estudió las diversas ubicaciones
posibles para el proyecto Jimny dentro del grupo Santana-Su-
zuki. Las plantas de Japón, Hungría y Espaæa eran posibles
emplazamientos para la producción del Jimny. De los datos
facilitados por las autoridades espaæolas se desprende que la
planta de Iwata, en Japón (donde se fabrica actualmente la
versión de techo metÆlico del Jimny), constituía la alternativa
económica para las inversiones.

La presencia de los modelos Balleno, Swift, Alto y Wagon R+
en los mercados europeos, si bien todos se fabrican fuera de la
Unión Europea, tambiØn demuestra que Suzuki disponía de la
alternativa de elegir cualquiera de sus plantas en el mundo para
fabricar los vehículos y, a continuación, abastecer al mercado
comunitario por medio de importaciones.

La Comisión podría pues concluir que el proyecto Jimny es
móvil. Las inversiones de que se trata ascienden a 9 175 mi-
llones de pesetas espaæolas (valor actual: 8 213 millones).

Las Directrices sobre ayudas al sector de los vehículos de motor
establecen que, cuando el emplazamiento alternativo no se
halle en el Espacio Económico Europeo o en los países de
Europa Central y Oriental, el inversor deberÆ probar en parti-
cular mediante un estudio de localización que ha previsto al
menos una implantación viable económicamente en el Espacio
Económico Europeo o en uno de los países de Europa Central
y Oriental. En ausencia de ello, el emplazamiento escogido se
considerarÆ el mejor. Por consiguiente, sólo podrÆn autorizarse
las ayudas regionales cuya intensidad no supere el umbral [de-
finido en la letra c) del punto 3.2] por debajo del cual no es
necesario efectuar un anÆlisis coste-beneficio.
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(10) Por ejemplo, en el Company Profile distribuido por Suzuki en 1998.



Otros proyectos del plan estratØgico

El plan estratØgico inlcuye otras inversiones destinadas a:

� la remodelación y modernización (restyling) del Samurai
(152 millones de pesetas espaæolas),

� la remodelación y modernización (restyling) y la versión
Intercooler del Vitara (451 millones),

� la modificación de motores para cumplir las normas Euro
III (400 millones),

� actividades diversas (158 millones), y

� diversas medidas a fin de modernizar los procesos indus-
triales y la gama de productos (3 500 millones).

La Comisión tiene dudas sobre hasta quØ punto estas inversio-
nes, así como las inversiones en el taller de estampado (100
millones de pesetas espaæolas), pueden considerarse móviles.
Por tanto, la Comisión concluye que las ayudas regionales a
estas inversiones podrían no ser necesarias para llevar a cabo
estas inversiones en Linares.

Proporcionalidad de la ayuda

Las Directrices sobre vehículos de motor establecen que si la
intensidad de las ayudas regionales previstas es igual o inferior
al 20 % del límite regional durante el período 2000-2006, la
Comisión no exigirÆ un anÆlisis coste-beneficio en la medida en
que los nuevos mapas regionales establezcan límites inferiores a
los del mapa anterior.

Segœn el nuevo mapa de ayudas regionales para Espaæa, apro-
bado el 14 de abril de 2000, Linares estÆ situado en una zona
asistida a efectos de la letra a) del apartado 3 del artículo 87 del
Tratado, en la cual las ayudas regionales pueden en principio
autorizarse hasta un límite del 50 % ENS para grandes empre-
sas. El antiguo límite era del 60 % ENS. El 20 % de una inten-
sidad del 50 % ENS corresponde a un 10 % ENS.

La Comisión observa que la intensidad de ayuda del 15,8 %
EBS que sus autoridades prevØn conceder al taller de estampado
supera el umbral para el cual se requiere un anÆlisis coste-be-
neficio. Por tanto, Espaæa aœn debería demostrar la proporcio-
nalidad de la ayuda.

AdemÆs, y segœn lo anteriormente seæalado, la Comisión no
puede excluir en este momento que la inyección de capital
prevista deba considerarse ayudal estatal. En tal caso, la inten-
sidad de las ayudas podría ser de hecho superior a la notificada
por Espaæa. Por consiguiente, podría ser necesaria una evalua-
ción de la necesidad y proporcionalidad de los demÆs proyec-
tos.

4. Conclusión

Habida cuenta de las consideraciones precedentes, la Comisión,
actuando conforme al procedimiento establecido en el apartado
2 del artículo 88 del Tratado CE, insta a Espaæa a presentar sus
observaciones y a facilitar toda la información que pueda ayu-
dar a evaluar la ayuda/medida en el plazo de un mes a partir de
la fecha del recepción de la presente carta. La Comisión ruega a
sus autoridades remitan de inmediato copia de la presente al
potencial beneficiario de la ayuda.

Por la presente Decisión, la Comisión decide incoar el proce-
dimiento previsto en el apartado 2 del artículo 88 del Tratado
segœn lo dispuesto en el apartado 4 del artículo 4 del Regla-
mento (CE) no 659/1999 del Consejo. Espaæa, de conformidad
con lo dispuesto en el apartado 6 del artículo 4 del Reglamento
(CE) no 659/1999, carece de autorización para aplicar las me-
didas de ayuda.

La Comisión desea recordar a Espaæa el efecto suspensivo del
apartado 3 del artículo 88 del Tratado CE, y llama su atención
sobre el artículo 14 del Reglamento (CE) no 659/1999, en el
que se establece que toda ayuda concedida ilegalmente podrÆ
ser reclamada a su beneficiario.�
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